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Philippe Reichen (Text undFotos)

Der Heidimythos ist unsterblich,
auch inSüdamerika.Fürdiemeis-
tenArgentinier ist die Schweiz ein
LandvollerpittoreskerHolzhäus-
chen, gepflegter Blumengärten
und zart schmelzender Schoko-
lade. Ein Stück Schweiz steht
sogar in ihremeigenenLand.Das
zumindest glauben die Argenti-
nier, wenn sie in San Carlos de
Bariloche im Berggebiet Patago-
niens durch das Dorf Colonia
Suiza spazieren.

Gegründet wurde die Colonia
SuizavondenWalliserGeschwis-
ternFelix,CamiloundMariaGoye.
VomBauerndorf Saxon imUnter-
wallis reisten sie im Jahr 1895 zu-
nächst nach Chile, überquerten
die Anden und kamen so nach
Bariloche. Am Lago Moreno fan-
den sie eine Landschaft mit Ber-
genundSeen,die sie an ihreWal-
liser Heimat erinnerte. Das half
den Geschwistern Goye, Entbeh-
rungenundStrapazen zuverges-
senunddasHeimweh zu lindern.

Die Goyes verdienten ihr Geld
zunächstmit demAnbauvonWei-
zen und Früchten.Mit Landwirt-
schaft haben ihre Urenkel kaum
mehr etwas zu tun. Sie betreiben
den Vergnügungspark, führen
Gastronomiebetriebe,Lebensmit-
telläden und ein Museum. Und
wie steht es um die Beziehungen
insWallis? Sie sei einmal in Saxon
gewesen, sagt eineGoye-Urenke-
lin, die ein Café führt. Familiäre
Verbindungen ins Wallis gebe es
abernicht, und Französisch habe
die Familie nie gesprochen, weil
Felix und Camilo Argentinierin-
nen heirateten und danach nur
noch Spanisch sprachen.

Auch digital zugänglich
ImWallis hat dieErinnerungskul-
tur einen ganz anderen Stellen-
wert.DerKantonpflegt seineAus-
wanderungsgeschichte seit Jah-
ren intensiv. Das Staatsarchiv
sammelt Quellen, die Kantonsbi-
bliothek führt eine Referenzbib-
liothek zum Thema Auswande-
rung,wissenschaftlicheArbeiten
entstehen, und regelmässigwer-
den Dokumente wie Interviews
mit Nachkommen und Foto-
grafien der Auswanderer in Aus-
stellungen präsentiert. Um das
Kulturerbe digital zugänglich zu
machen, gibt es seit 2016 das In-
ternetportal www.vallesiana.ch.

Auch Walliserinnen und Wal-
liser haben schon vor Jahren be-
gonnen, inNord-undSüdamerika
NachkommenvonAusgewander-
ten aufzuspüren.Einervon ihnen,
der sich auch aus persönlicher
Betroffenheit heraus und auf eine
sehrpersönlicheWeise umdieEr-
innerungsgeschichte kümmert,
ist der Oberwalliser Julian Vom-
sattel. Der Heilpädagoge steht
imMittelpunkt des SRF-«DOK»-
Films «Auf in die Pampa»,der ihn
auf seiner emotionalen Reise zu
seinen Vorfahren nach San Jeró-
nimo Norte im Norden Argenti-
niens begleitet.

In seinemHeimatdorf Visper-
terminen empfängt Vomsattel
regelmässig Nachfahren von
Walliser Auswanderern. Letztes
Wochenende besuchte ihn eine
Gruppe aus SaintVincent imUS-
BundesstaatArkansas.Raschwar
klar,dass denValdo-Amerikanern
zurBergwelt ihrerVorfahren jeg-
licherBezug fehlte.Prompt brach
sich eineFraudasBeinundmuss-

temit demHelikopter ausVisper-
terminen in ein Spital geflogen
werden. «Wirklich dumm gelau-
fen», sagt Julian Vomsattel.

Die Episode ist ein weiteres
Kapitel in der bewegten Emigra-
tionsgeschichtevonVispertermi-
nen, die Vomsattel zugleich fas-
ziniert und aufwühlt.Er sagt: «Ab
den 1850er-Jahren wanderte ein
Viertel der Bevölkerung alsWirt-
schaftsflüchtlinge aus Visperter-
minenaus.Gründewarendasver-
heerende Erdbeben von 1885 im
Vispertal unddasVerbot fürMän-
ner, sich als Kriegssöldner anzu-
dienen.»Die Soldaten kehrten ins
Oberwallis zurück, doch die dor-
tigen Böden gaben nicht genug
Nahrungsmittel her, damit auch
nochdieNeuankömmlinge zu es-
senhatten.Auswandernmussten
oft auch Männer, die Frauen von
ausserhalb von Visperterminen
heirateten. Weil die Frauen von
ausserhalb kein Land und kaum
andereBesitztümermit indieEhe
brachten, gerieten Familien in
Existenznöte. Dazu kam, dass
man auch inVisperterminenver-
schuldetenFamiliendie Schulden
erliess, wenn sie emigrierten.
«Und dann gab es natürlich auch
Abenteurer,die es aus demengen
Oberwallis in die weiteWelt hin-
auszog»,weiss Vomsattel.

Ohne Geld keine Reise
«Natürlich gab es dieseAbenteu-
rer und Weltenbummler, aber
die Realität derMigrantenwar in
denmeisten Fällenweitweniger
romantisch», sagt Joël Lonfat,
wissenschaftlicher Bibliothekar
derMediathekWallis. Die Entro-
mantisierung der Walliser Mig-
rationsgeschichte gehe mit der
wissenschaftlichenAufarbeitung
einher. Heute sei klar, so Lonfat,
dass nicht dieAllerärmsten aus-
gewandert seien, denn für die
Reise habe man Geld gebraucht,
und dassmanchmal sogar Leute
gegangen seien, die man in den
Dörfern aus welchen Gründen
auch immer nicht mehr gewollt
habe und die ihr gesamtes Hab
und Gut hätten verkaufen müs-
sen. Zudemhätten auchWalliser
Migranten in ihren neuen Hei-
matländern teilweise kolonialis-
tischeHaltungen eingenommen:
Denn die Regierungen ihrer neu-
enHeimatländerbeschenkten sie
oft mit Land, das eigentlich In-
digenen gehörte, die vertrieben,
aber manchmal auch versklavt
wurden, sagt Lonfat.

Julian Vomsattel arbeitet der-
weil an einem neuen Zugang zur
leidvollen Migrationsgeschichte.
Sein ganzesWissen, seinepersön-
lichen Erlebnisse und Beobach-
tungenwird er imnächsten Som-
mer ganz neu erzählen, auf der
Bühne, in einem Freilichttheater
mitten im Dorf Visperterminen.

Der lange Schatten der Colonia Suiza
Bewegte Migrationsgeschichte TausendeWalliserinnen undWalliser mussten im 19. Jahrhundert ihre Heimat
als Wirtschaftsflüchtlinge verlassen. Heute sammelt der Kanton dasWissen über diese Schicksale.

Freilichtmuseum und Vergnügungspark: Die Colonia Suiza in Patagonien.

Der Lago Moreno und sein Hinterland erinnerten die Geschwister Goye an ihre Heimatgemeinde Saxon VS.

Die Urahnen der Gründerfamilie Goye inszenieren die Colonia Suiza bis heute als Heidiland-Idylle.

Verkehr Damit bei einemStauvor
dem Gotthardstrassentunnel in
GöschenenURwenigerAutos auf
die Kantonsstrasse ausweichen,
schliesst der Kanton Uri neu
die Einfahrt Wassen, wenn die
Kolonne länger als fünf Kilome-
ter ist. Das neue Regime startet
an diesem Freitag im Rahmen
eines Pilotversuchs.

Ziel sei es, die Belastung der
Urner Bevölkerung durch den
Ausweichverkehr zu senken, teil-
te der Kanton Uri gestern mit.
Viele Transitreisende Richtung
Süden versuchten jeweils, den
Stau auf der A2 über das Kan-
tons- undGemeindestrassennetz
zu umfahren.

DieserAusweichverkehr führt
dazu, dass der Verkehr auf der
Kantonsstrasse zwischen Erst-
feld und Göschenen immerwie-
der ins Stocken gerät. Dies be-
hindert auch die Blaulichtorga-
nisationen. (sda)

Uri schliesst bei
Stau neu auch die
AusfahrtWassen

Schafe gerissen DerKantonGlarus
lässt einen Einzelwolf abschies-
sen, der erhebliche Schäden an
Nutztieren verursacht haben soll.
Der Kanton sieht die gesetzlich
vorgegebene Grenze an Schäden
erreichtundhatdenAbschussdes
Wolfes verfügt. Die gesetzliche
Schwelle für den Abschuss eines
Einzelwolfes liegebei zehn innert
vierMonatengerissenerTiere, teil-
te der Kanton Glarus gesternmit.

Der zum Abschuss freigege-
beneWolf habe in seinem Streif-
gebiet in den letzten vier Mona-
ten dreizehn Schafe und zwei
Ziegen gerissen. Die Risse seien
sowohl in geschützten als auch
in «nicht zumutbar schützbaren»
Herden erfolgt. Das Streifgebiet
desWolfes umfasst die Regionen
Krauchtal, Kerenzerberg und
Mürtschental.

Glarus ist damit – nach Grau-
bünden, dem Wallis und der
Waadt – bereits der vierte Kan-
ton, der im Juli den Abschuss
eines odermehrererWölfe ange-
ordnet hat. (sda)

Auch Glarus
gibt einenWolf
zum Abschuss frei

Tierquälerei DieThurgauerStaats-
anwaltschaft hat imFall des Pfer-
dequälersvonHefenhofenAnkla-
ge gegen den früheren Thurgau-
er Kantonstierarzt erhoben. Sie
wirft ihm Versäumnisse bei der
Durchsetzung einesTierhaltever-
bots undweitereUnterlassungen
vor. Mitangeklagt sind in einzel-
nen Punkten drei weitere Mitar-
beiter des Veterinäramts,wie die
Staatsanwaltschaft gestern mit-
teilte. Für den Fall zuständig ist
das Bezirksgericht Frauenfeld.

Der ehemalige Leiter des Ve-
terinäramts und Kantonstierarzt
soll versäumt haben, ein im Jahr
2013 angeordnetes Tierhaltever-
bot gegen den wiederholt be-
schuldigten Tierhalter durchzu-
setzen. Zudemwirft die Anklage
dem Ex-Kantonstierarzt vor,
nach der Räumung des Hofs im
August 2017 Pferde des Tierhal-
ters unter Wert verkauft zu ha-
ben. Damals waren auf dem Hof
rund 250 Pferde und andereTie-
re beschlagnahmt worden. (sda)

Hefenhofen:
Anklage gegen
Ex-Kantonstierarzt

Armut und Hoffnung

Eine Mehrheit der Walliser
Auswanderer siedelte sich ab 1855
und zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts in Argentinien an. Aber auch
nach Brasilien, Chile, in die USA
und nach Kanada wanderten
Walliser aus. Sie migrierten,
um die Armut und die schwierigen
Lebensbedingungen im Berg-
gebiet hinter sich zu lassen und
sich dank ihrer Kenntnisse in
Vieh- und Ackerbau endlich eine
sichere Existenz aufzubauen. (phr)
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Charlotte Walser

Wenn es ums Image geht, reagie-
ren Bundesräte und ihre Depar-
temente zuweilen schnell. Die
Schweiz nehme Kriegsverletzte
aus derUkraine auf, hiess es ver-
gangene Woche. Doch nun zeigt
sich: Die rasche Kommunikation
ging auf Kosten einer sauberen
Vorgehensweise. Der Entscheid
war eigentlich keiner, wird nun
aber trotzdem umgesetzt. Wie
kam es dazu?

DasAussendepartement (EDA)
stand inderKritik, sogarAlt-Bun-
desräte meldeten sich zu Wort.
AusneutralitätsrechtlichenGrün-
den hatte sich das EDA dagegen
ausgesprochen, Kriegsverletzte
aus der Ukraine aufzunehmen.
Das Bundesamt für Gesundheit
(BAG)verzichtete deshalb darauf,
dasGesuch einerNato-Organisa-
tion weiterzuverfolgen. Wer den
Entscheid zuverantworten hatte,
warumstritten.Das EDAbetonte,
es habe nicht entschieden, bloss
eine Beurteilung abgegeben.

Doch dann stellte die Ukraine
zwei Gesuche, bei welchen das
EDA keine neutralitätsrechtli-

chen Probleme sah, weil es um
verwundete Zivilisten und pfle-
gebedürftige Kinder ging. Das
unter Druck geratene EDA liess
umgehendverlauten, es habe die
Gesuche mit einer positiven Be-
urteilung ans BAGweitergeleitet.
In den Medien wurde das als
Kehrtwende interpretiert. Die
Schweiz nehmenundochKriegs-
verletzte auf, hiess es. EDA-Vize-
Staatssekretär JohannesMatyas-
sy widersprach nicht, als er den
Entscheid im Schweizer Fernse-
hen erklärte. Diesmal wollte das
EDA verantwortlich sein.

Irritationen
in der Verwaltung
Bloss: Ein Entscheid war es im
Grundenicht.DafürwäredasEDA
vonAussenminister Ignazio Cas-
sis auch gar nicht zuständig. Ein
solcher Entscheid würde eher in
die Kompetenz des Justizdepar-
tements (EJPD) von Karin Keller-
Sutter fallen: Die Justizministerin
kann lautAsylgesetz in besonde-
ren Situationen eigenständig
über die Aufnahme kleinerer
Flüchtlingsgruppen entscheiden.
Auf dieserBasis hat dasEJPDzum

Beispiel voreinem Jahr inAbspra-
chemit demEDAentschieden, im
Rahmen einer humanitären Ak-
tion lokaleMitarbeitende ausAf-
ghanistan aufzunehmen. Der
Bundesrat wurde damals über
den Entscheid informiert und
kommunizierte diesen.

Zwar ist der aktuelle Fall an-
ders gelagert, da Ukrainerinnen
undUkrainer für90Tagevisums-
frei einreisen können.Allerdings
werden die Patientinnen und Pa-
tienten voraussichtlich nicht ei-
genständig einreisen. Ihr Trans-
port muss organisiert werden,
und sie benötigen gesundheitli-
che Versorgung. Dass das EJPD
und das Staatssekretariat fürMi-
gration vor der Kommunikation
nicht involviert waren und dass
imGrunde kein Entscheidvorlag,
sorgte daher für Irritationen in
derVerwaltung. Obwohl offiziell
niemand entschieden hat, sind
die Verwaltungsstellen nun da-
bei, dieAufnahmevon Patientin-
nen und Patienten aus derUkra-
ine vorzubereiten. Der Lead für
die Koordination wurde der Ge-
sundheitsdirektorenkonferenz
(GDK) übertragen.

Auf die Frage,wer auf Basiswel-
cher Rechtsgrundlage entschie-
den habe, schreibt die GDK im
Namen aller involvierten Stellen:
«Das EDA hat die beiden Gesu-
che der ukrainischen Botschaft
erhalten undmit einer positiven
Empfehlung an das BAGweiter-
geleitet. Das BAG hat die Gesu-
che positiv entgegengenom-
men.»Die Kantone hätten bereits
im Mai Offenheit signalisiert.
Undweiter: «Die Schweiz ist also
grundsätzlich bereit für die Auf-
nahme einer gewissen Anzahl
von zivilen Patientinnen und Pa-
tienten aus der Ukraine.» Ein
Entscheid des Bundesrats sei
nicht vorgesehen.

Staatliches Handeln braucht
eine Rechtsgrundlage
«Das ist keine Antwort auf die
gestellte Frage», sagt Markus
Müller, Professor für öffentliches
Recht an der Universität Bern.
«Positiv entgegengenommen»
sei kein juristischer Begriff, und
die Rechtsgrundlage bleibe of-
fen. Der Staat brauche für seine
Handlungen aber immer eine
rechtliche Grundlage. Er müsse

stets sagen können,wer gestützt
auf welche Gesetzesgrundlage
entschieden habe. «Jemandmuss
also zuständig sein», stellt Mül-
ler fest. «Fühlt sich niemand zu-
ständig, müssen die Zuständig-
keiten geklärt werden.» Er habe
bereits vergangene Woche den
Verdacht gehabt, dass in diesem
Fall viele Fragen offen seien.

Das zweifelhafte Vorgehen
dürfte Folgen haben für die Dis-
kussion über die Kosten: An der
erstenKoordinationssitzungvom
Montag ist zwischen Bund und
Kantonen ein Streit darüber ent-
brannt,werdie Rechnung zahlen
muss.Wie hoch die Kosten sind,
hängt unter anderem davon ab,
woran die Patienten leiden. Das
wurde imVorfeld nicht abgeklärt.
Als Nächstes wird sich die Frage
stellen,was die Krankenversiche-
rung abdeckt.

Die Sachlage sei in diesemFall
komplex, sagt ReginaKiener,Pro-
fessorin für öffentliches Recht an
der Universität Zürich. Umso
wichtiger sei es, dass vonAnfang
an alle Stellen involviert seien –
und dass die Koordination gut
funktioniere.

Wer hat den Aufnahmeentscheid getroffen?
Verletzte aus der Ukraine Die Schweiz will Patientinnen und Patienten aus der Ukraine aufnehmen, doch verantwortlich
für diesen Entscheid ist niemand. Das dürfte den Kostenstreit zwischen Bund und Kantonen zusätzlich anheizen.

«Fühlt sich
niemand zuständig,
müssen
die Zuständigkeiten
geklärt werden.»
Markus Müller
Professor für öffentliches Recht
an der Universität Bern

Beim schweren Verkehrsunfall
auf der Axenstrasse südlich von
Brunnen SZ hat eine Person ihr
Lebenverloren.Die Einsatzkräfte
bargen gestern das imVierwald-
stättersee versunkene Auto und
mit diesem ein Todesopfer.

Das Auto mit Zürcher Kenn-
zeichen war am Sonntagmittag
während seiner Fahrt Richtung
Norden beimWolfsprung rechts
in die Felswand geprallt. Es
schleuderte dann über die Stras-
se, durchschlug ein Geländerund
stürzte in den 45Meter tiefer lie-
gendenVierwaldstättersee. Dort
sank es 182 Meter bis auf den
Seegrund ab.

Wegen der grossen Tiefe
konnten Taucher das Wrack
nicht lokalisieren. Am Dienstag
gelang es der Seepolizei Zürich,

dieses mithilfe einer Unterwas-
serkamera zu orten. Kurz danach
rücktenmit Kränen ausgerüstete
Nauen aus FlüelenURan, umdas
Auto zu bergen.

An einem geschützten Ort
Die Bergung, bei der ebenfalls die
Seepolizei Zürich mitarbeitete,
gelang gestern Nachmittag. Das
Wrack sei zunächst bis auf
wenige Meter unter derWasser-
oberfläche angehoben worden,
teilte die Kantonspolizei Schwyz
mit. Taucher hätten dann das
total beschädigteAuto zusätzlich
gesichert und dabei in diesem
eine tote Person festgestellt.

Der Leichnam wurde gebor-
gen und an das Institut für
Rechtsmedizin der Universität
Zürich überführt. Dieses soll die
Identität der toten Person fest-
stellen. Die Schwyzer Behörden
gehen aufgrund der bisherigen
Ermittlungen davon aus, dass
nur eine Person im Auto unter-
wegs war und somit nicht mit
weiteren Opfern zu rechnen ist.

Das Wrack wurde an einem
geschützten Ort aus demWasser
gehoben. Es wird von der Kan-
tonspolizei Schwyz kriminal-
technisch untersucht. (sda)

Unfall beimWolfsprung forderte ein Todesopfer
Axenstrasse Drei Tage nach dem Verkehrsunfall wurden gestern das Autowrack und ein Todesopfer geborgen.

Die Bergungsschiffe beim Wolfsprung direkt unter der Axenstrasse. Fotos: Kantonspolizei SchwyzDas gestern aus 182 Meter Tiefe geborgene Fahrzeugwrack.

Die Schwyzer
Behörden gehen
davon aus,
dass nichtmit
weiteren Opfern
zu rechnen ist.

Bildung Vier Schweizer Univer-
sitäten und Hochschulen haben
grünes Licht für eine Beteiligung
an der EU-Hochschulinitiative
erhalten. Das teilte die EU-Kom-
mission gestern mit. Die Initia-
tive soll die Qualität des EU-
Bildungsraums stärken.

Gute Nachrichten aus Brüssel
erhielten dieUniversitäten Basel,
Genf, Lausanne und Zürich. Sie
können sich nun imRahmendie-
ser EU-Initiative an – bereits be-
stehenden sowie neuen – trans-
nationalen Allianzen beteiligen,
dank denen Studierende unkom-
pliziert inverschiedenen europäi-
schenLändern studieren können.
Auch soll innerhalb einer Allianz
die Mobilität von Forschenden
undLehrendengefördertwerden.
Fernziel ist zudem, europaweit
anerkannteUniversitätsabschlüs-
se anzubieten. EU-weit gibt es
gegenwärtig insgesamt 44 dieser
Allianzen. (sda)

Grünes Licht für
vier Hochschulen

Waldbrandgefahr In der Schweiz
herrschtwegen der anhaltenden
Trockenheit fast flächendeckend
grosse Waldbrandgefahr. Die
höchste Gefahrenstufe gilt in
Teilen des Wallis. Für den 1. Au-
gust bedeutet das vielerorts:
1.-August-Feuer sowie Raketen
und Zuckerstöcke abzubrennen,
sind nicht erlaubt.

Die Gefahrenkarte des Bun-
desamtes für Umwelt ist gröss-
tenteils rot eingefärbt. Die gröss-
te Gefahr – «sehr gross» – wird
in acht Gemeinden desWallis ge-
ortet. Die Gefahrenstufe «gross»
gilt imRest der Schweiz,mitAus-
nahme des Nord- und Zentral-
tessins, vonTeilen Graubündens
sowie in den Kantonen Appen-
zell Innerrhoden, Luzern, Nid-
walden und Obwalden, Schwyz
und Zug.Dortwird die Gefahr als
«erheblich» eingestuft. (sda)

1. August ohne
Feuer und Raketen


